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Die finanziellen Belastungen
steigen seit der Coronapande-
mie auch im öffentlichen Sek-
tor. Seitdem folgt eine Krise auf 
die nächste. Eine Blitz umfrage 
des Instituts für den öffentli-
chen Sektor zeigt: Bei drei Vier-
tel der Befragten hat sich die 
finanzielle Situation in ihrer 
Gebietskörperschaft oder ihrem 
öffentlichen Unternehmen seit 
Ausbruch der Pandemie ver-
schlechtert. Vor allem die Kom-
munalbeschäftigten sprechen 
von einer verschlechterten 
finanziellen Situation und sehen 
vielfältige Sparmaßnahmen 
kommen. Doch auch von den 
Beschäftigten der öffentlichen 
Unternehmen werden Spar-
maßnahmen und in der Folge 
Leistungskürzungen erwartet.  

Digitalisierung und Automatisierung 
sowie Prozessoptimierungen sehen  
weit mehr als die Hälfte der Befragten 
als Ansätze, um Ausgaben in ihrem 
Zuständigkeitsbereich einzusparen. 
Ähnlich viele glauben auch, dass es zu 
Kürzungen oder Streckungen von Inves-
titionen kommen werde. Die Sparmaß-
nahmen würden sich nach Meinung der 
Befragten vor allem in einem verringer-
ten Angebot an Leistungen und Bürger-
diensten niederschlagen (40 Prozent). 
Bei einer gleichlautenden Umfrage des 
Instituts während der Coronakrise im 
Jahr 20211 glaubten dies nur knapp ein 
Drittel der Teilnehmenden. Im Vergleich 
zeigt sich heute ein deutlich pessimisti-

1 An der bundesweiten Umfrage 2021 „Öffentliche Finanzen in der  
Corona-Krise“ unter Lesern der Fachzeitschrift PublicGovernance  
beteiligten sich 146 Angehörige des öffentlichen Sektors – darunter 
84 Beschäftigte aus Kommunal-, Landes- oder Bundesverwaltun- 
gen und 62 aus öffentlichen Unternehmen. Der Fragebogen war  
identisch, bis auf den Betrachtungszeitraum für die Entwicklung der  
finanziellen Situation, der sich in der aktuellen Umfrage bis zum  
Befragungszeitpunkt Anfang 2024 erstreckt.

Pessimistische Aussichten: Umfrage zur  
Finanzsituation im öffentlichen Sektor 

scheres Bild als vor drei Jahren: Nur 
noch ein Viertel der Befragten erwartet 
im Moment keine spürbaren Auswirkun-
gen von Einsparungen, während 2021 
noch über 40 Prozent davon ausgingen. 
An der aktuellen Befragung nahmen  
119 Online-Abonnenten der Zeitschrift 
PublicGovernance und des instituts-
eigenen LinkedIn-Kanals teil – darunter 
85 aus Kommunal-, Landes- oder  
Bundesverwaltungen und 34 aus öffent-
lichen Unternehmen.

Finanzielle Lage meist schlechter  
als vor der Pandemie
Mit den Effekten unter anderem von 
Covid-19-Pandemie, Energiepreissteige-
rungen und Flüchtlingswelle bewerten 
drei Viertel der Befragten die finan- 
zielle Situation ihrer Gebietskörperschaft  
oder ihres Unternehmens jetzt als 
schlechter (42 Prozent) oder sogar als 
erheblich schlechter (33 Prozent) als vor 
Ausbruch der Pandemie im Jahr 2020. 
42 Prozent der Befragten aus den Unter-
nehmen beurteilen die aktuelle finan-
zielle Lage aber weiterhin als gut (vgl. 
Abbildung 1) – genauso viele wie 2021.

Kommunen besonders betroffen
Die Finanzen der Kommunen scheinen 
von den multiplen Krisen besonders 

betroffen zu sein. Fast neun von zehn 
Kommunalvertretern (vgl. Abbildung 1) 
geben an, dass sich die finanzielle Lage 
ihrer Kommune verschärft habe im Ver-
gleich zur Vorpandemiezeit. Eine sogar 
erheblich verschlechterte Finanzsituation 
und Bedarf an externen Finanzhilfen 
bescheinigen etwa ein Drittel der Kom-
munalvertreter. In der Hochphase der 
Coronakrise 2021 waren dies mit 51 
Prozent noch deutlich mehr.2 Dies deutet 
jedoch nicht notwendigerweise auf eine 
stabilere finanzielle Lage in den Kommu-
nen hin, denn zu beachten ist: Externe 
Finanzhilfen stehen aktuell nicht mehr so 
umfangreich wie 2021 zur Verfügung – 
als Bund und Länder zum Beispiel expli-
zite Kompensationen für erwartete  
Gewerbesteuerausfälle für Kommunen 
bereitstellten.

Bei schlechter Ausgangslage ver-
stärkt auf Finanzhilfen angewiesen
Dort, wo die finanzielle Lage schon vor 
der Pandemie rückblickend als nicht gut 
eingeschätzt wurde (von immerhin gut 
jedem fünften Befragten), geben heute 
fast alle Befragten an, dass sie sich 

2 Kairies-Lamp, N./Steinkraus, M. (2021): Öffentliche Finanzen in der  
Corona-Krise: Die Pandemie betrifft besonders die Kommunen.  
In: PublicGovernance (Frühjahr 2021), S. 15, unter: https://publicgover-
nance.de/media/PG_Fruehjahr_21_IT_Personal.pdf (zuletzt abgerufen 
am 25.4.2024)
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Abbildung 1: Wie würden Sie die finanzielle Lage jetzt – mit den Effekten von  

Covid-19-Pandemie, Energiepreissteigerungen und Flüchtlingswelle – beschreiben?

Öffentliche Verwaltung – Land (n = 18) 39%22%28% 11%

Quelle: Institut für den öffentlichen Sektor e. V. (2024)

Ich weiß es nicht

Die Lage hat sich erheblich verschlechtert, wir sind auf externe Finanzhilfe angewiesen

Die Lage hat sich verschlechtert, aber wir kommen ohne externe Hilfe durch

Die Lage ist trotz schwieriger Rahmenbedingungen gut

0% 100%

Abweichungen zu 100 Prozent sind rundungsbedingt
Verwaltungsebene Bund aufgrund geringer Teilnehmerzahl nicht abgebildet

Öffentliche Verwaltung – Kommune (n = 57) 14%32%56%11% 2%

Öffentliche Unternehmen (n = 33) 27%30%42%

© 2024 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.
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seither verschlechtert hat. Bei knapp  
drei Vierteln mit schlechter Ausgangslage 
ist die eigene Institution offenbar sogar 
auf externe Finanzhilfen angewiesen. 
Auch von denjenigen mit rückblickend 
guter Ausgangslage geben knapp  
70 Prozent an, dass sich die finanzielle 
Situation ihrer Organisation zum Ver-
gleichszeitraum eingetrübt hat, aber nur 
gut jeder Fünfte sagt, dass die eigene 
Institution auf externe Finanzhilfen ange-
wiesen sei. Es ist zu vermuten, dass  
die finanziellen Unterschiede zwischen 
zuvor schon armen Organisationen und 
denen, die schon damals finanziell besser 
aufgestellt waren, zunehmend größer 
geworden sein könnten.

Digitalisieren und Optimieren, um 
Ausgaben zu schonen
Wie reagiert der öffentliche Sektor auf  
die verschärfte finanzielle Situation? Um 
Einsparungen zu erreichen, geht weit 
mehr als die Hälfte der Befragten davon 
aus, dass in ihren Organisationen sowohl 
verstärkt auf Digitalisierung oder Auto-
matisierung als auch auf Prozessoptimie-
rungen gesetzt werden wird (vgl. Abbil-
dung 2). Mit optimierten und digitalen 
Prozessen scheint die Hoffnung verbun-
den zu sein, Kosten zu reduzieren. 

Investitionen offenbar gefährdet
Weiterhin prognostiziert die Hälfte der 
Befragten, dass es in ihren Organisatio-

Bürgerinnen und Bürgern spürbar be-
merkbar machen. 

Sparen wird Leistungen verschlech-
tern
Gefragt nach den möglichen Auswirkun-
gen von vorgenommenen Einsparungen, 
rechnen die Befragten mit einer abneh-
menden Qualität der Leistungsergeb-
nisse. Längere Verfahrensdauern wer-
den nennenswert nur in der Verwaltung 
angenommen (vgl. Abbildung 3). Vor 
allem die Unternehmensvertreter erwar-
ten größere Einschnitte als noch vor  
drei Jahren: Dass es zu einem verringer-
ten Angebot an Leistungen kommen 
werde, vermutet fast die Hälfte von ihnen 
(45 Prozent; 2021: 21 Prozent). Jeweils 
39 Prozent erwarten zudem eine abneh-
mende Qualität der Leistungsergebnisse 
(2021: 15 Prozent) sowie die Schließung 
defizitärer Einrichtungen bzw. Geschäfts-
bereiche (2021: 19 Prozent). 

Unternehmen jetzt pessimistischer 
als während der Pandemie 
Nur ein Viertel aller befragten Verwal-
tungs- und Unternehmensvertreter 
glaubt heute noch, dass die Einsparun-
gen keine spürbaren Auswirkungen 
haben werden. Ähnlich pessimistisch 
hatten sich die Kommunen allerdings 
auch schon 2021 geäußert. Besonders 
an Zuversicht verloren haben vor allem 
die Unternehmensvertreter. 2021 gin-

nen zu Kürzungen oder Streckungen  
von Investitionen kommen werde (vgl. 
Abbildung 2). Im Vergleich zur Umfrage 
aus 2021 gibt es hier einen deutlichen 
Zuwachs. Damals glaubte nur ein Drittel 
der Befragten, dass solche Maßnahmen 
zur Ausgabenreduzierung genutzt wer-
den würden. Investitionen scheinen 
gerade in den Kommunen und den öffent-
lichen Unternehmen in Gefahr zu sein. 
Um Ausgaben einzusparen, erwarten 
sogar jeweils über 60 Prozent der Befrag-
ten aus beiden Gruppen, dass diese 
gekürzt oder gestrichen werden könnten. 
Dies könnte sich künftig auf langfristige 
Investitionsaufgaben von Kommunen  
und Stadtwerken in den Bereichen Digita-
lisierung, Nachhaltigkeit und Infrastruktur 
auswirken und den bestehenden Inves-
titionsstau noch verstärken. Die Mobili-
sierung privaten Kapitals sowie die Auf-
gabenübertragung an Dritte spielen 
dagegen offenbar kaum eine Rolle.

Leistungskürzungen zu erwarten
Außerdem erwartet heute jeder zweite 
Befragte (vgl. Abbildung 2), dass es auch 
zu Streichungen oder Kürzungen einzel-
ner bereits bestehender Leistungen in 
der eigenen Institution kommen werde. 
Dies werde sich vor allem in einem ver-
ringerten Angebot an Diensten äußern. 
Sollte sich diese Prognose bewahrheiten, 
könnte sich eine solche Beschneidung 
bei den Leistungen künftig im Alltag von 

100 %

Quelle: Institut für den öffentlichen Sektor e. V. (2024)

Abbildung 2: Welche Ansätze werden Ihrer Erwartung nach genutzt werden, um in Ihrem Zuständigkeitsbereich Ausgaben einzusparen?

0 % 50 % 75 %25 %

Aufgabenabbau/Einstellung von Geschäftsfeldern

Personalabbau 

Alternative Finanzierungsformen (z. B. Leasingmodelle) 

Sonstige Sparmaßnahmen

Aufgabenübertragung an Dritte (z. B. Privat- oder Nonprofit-Sektor) 

Mobilisierung privaten Kapitals (z. B. PPP/ÖPP) 

Ich erwarte keine Sparmaßnahmen 

Verstärkte Digitalisierung oder Automatisierung 

Prozessoptimierungen

Kürzung/Streckung von Investitionen 

Streichung oder Kürzung einzelner Leistungen 

Pauschalkürzungen („Rasenmähermethode“) 

20 % 

12 % 

17 % 

10 % 

16 % 

7 % 

59 % 

56 % 

55 % 

50 % 

20% 

12 % 

 n = 116 (alle Verwaltungsebenen und öffentliche Unternehmen), Mehrfachnennungen möglich

© 2024 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.
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gen noch 62 Prozent nicht von spür-
baren Auswirkungen aus, jetzt sind es 
nur noch 26 Prozent (vgl. Abbildung 3). 
Möglicherweise war die damalige Ein-
schätzung von der Zuversicht gespeist, 
die Coronakrise sei ein lediglich sin - 
gu läres Phänomen und man werde sich 
mittelfristig wieder erholen. Doch mit 
Energiekrise und Krieg in der Ukraine 
gab es zusätzliche Belastungen.

Digitalisierung warten zudem weitere 
Herausforderungen bei Nachhaltigkeit, 
Infrastruktur und Umweltschutz. Außer-
dem ist zu befürchten, dass Einbußen  
in Qualität und Quantität der Leistungen 
die allgemeine Unzufriedenheit mit der 
Aufgabenerfüllung der öffentlichen  
Hand weiter verstärken könnten und das 
Vertrauen in die staatliche Handlungs-
fähigkeit weiter schwinden lassen.3

Die deutsche Wirtschaft blickt mit nega-
tiven Erwartungen in die Zukunft4 –  
die Ergebnisse der Umfrage lassen dies 
auch für die öffent lichen Unternehmen 
erkennen. Der Verbund mit finanziell an-
geschlagenen Eigentümern – beispiels-
weise mit den zunehmend belasteten 
Kommunen – könnte die Situation weiter 
für sie verschärfen. Die Folge: Öffent-
liche Unternehmen werden kostensen-
kende Maßnahmen in noch größerem 
Umfang in Betracht ziehen müssen.   

Maria Solbrig, Nina Kairies-Lamp,  
Dr. Ferdinand Schuster

3 Vgl. forsa Gesellschaft für Sozialforschung und statistische Analysen 
mbH (2023): dbb Bürgerbefragung Öffentlicher Dienst – Einschät-
zungen, Erfahrungen und Erwartungen der Bürger, unter: https://
www.dbb.de/fileadmin/user_upload/globale_elemente/pdfs/2023/
forsa_2023.pdf (zuletzt abgerufen am 25.4.2024)

4 Vgl. ifo Institut: ifo Konjunkturprognose Frühjahr 2024: Deutsche Wirt-
schaft wie gelähmt, unter https://www.ifo.de/fakten/2024-03-06/ 
ifo-konjunkturprognose-fruehjahr-2024-deutsche-wirtschaft-wie- 
gelaehmt (zuletzt abgerufen am 2.5.2024)
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Dilemma zwischen Sparen und  
Investieren
Öffentliche Verwaltung und Unterneh-
men stehen zunehmend unter finanziel-
lem Druck – dies zeigen die Befragungs-
ergebnisse deutlich. Dass die vielfältigen 
Krisen und Herausforderungen mittel-
fristig abebben und sich die Situation 
entspannen lässt – dies ist vorerst nicht 
zu erwarten. Was also tun? Verwaltung 
und Unternehmen werden nicht um-
hinkommen, Ausgaben zu reduzieren. 

Digitalisierungsvorhaben könnten  
langfristig dazu beitragen, Ressourcen 
einzusparen und damit Ausgaben zu 
senken. Besonders in personalinten-
siven Bereichen mit zahlreichen manu-
ellen Prozessschritten könnten durch 
Digitalisierung Personalkosten reduziert 
werden. Dieses langfristige Einspa-
rungspotenzial setzt jedoch kurzfristig 
Investitionen in Technologie und Ausbil-
dung voraus, da Mittel für oftmals lang-
wierige IT-Projekte bereitgestellt werden 
müssen. Neue Technologien und Pro-
zesse einzuführen und zu etablieren, 
kostet angesichts niedriger Digitalisie-
rungsstände gerade in der Verwaltung 
Geld und Zeit. Die Aussichten dafür 
scheinen allerdings nicht so gut zu sein, 
wie die Ergebnisse der vorliegenden 
Befragung vermuten lassen. Dabei wird 
es wohl auch darum gehen müssen, 
Ausgaben zu priorisieren. Neben der 

Quelle: Institut für den öffentlichen Sektor e. V. (2024)

Abbildung 3: Welche Auswirkungen werden die in Ihrer Organisation vorgenommenen Einsparungen Ihrer Meinung nach haben?

Mehrfachnennungen möglich 
Verwaltungsebene Bund aufgrund geringer Teilnehmerzahl nicht abgebildet

Öffentliche Verwaltung – Land (n = 17)

Öffentliche Verwaltung – Kommune (n = 50)

Öffentliche Unternehmen (n = 31)

Einsparungen werden keine spürbaren Auswirkungen haben

0 % 20 % 30 % 40 % 50 %10 %

Abnehmende Qualität der Leistungsergebnisse (z. B. Zunahme von  
Widerspruchsquoten)

39 % 

41 % 
28% 

Längere Verfahrensdauern für Kunden/Bürger 40 % 
29 % 

13 % 

Schließung defizitärer Einrichtungen/Geschäftsbereiche
39 % 

24 % 
18 % 

Sonstige Auswirkungen 22 % 
3 % 

12 % 

22 % 

Verringertes Angebot an Leistungen/Bürgerdiensten 
(z. B. Wegfall einzelner Leistungen, verkürzte Öffnungszeiten)

36 % 
35 % 

45 % 

41 % 

26 % 
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